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Einkommensrunde 2020:  
Die Arbeitgeber können unsere Argumente nicht ignorieren 

In der laufenden Einkommensrunde für Bund und Kommunen sind 

bereits zwei Verhandlungsrunden ohne Ergebnis verstrichen. Die 

Arbeitgeber haben für Mitte Oktober ein Angebot angekündigt. Mit 

Blick auf die bisherige blockadeorientierte Verhandlungsführung der 

Arbeitgeber ist kein Durchbruch zu erwarten. Wir nutzen die Zeit bis 

zur Fortsetzung der Verhandlungen am 22. Oktober, unsere 

Argumente zu verdeutlichen. Dabei berücksichtigen wir die aktuelle 

Lage. Die Signale unserer Mitgliederbasis sind und bleiben eindeutig: 

● Eine Nullrunde darf es nicht geben! Diese Folge des von den Arbeit-
gebern verneinten Spielraums wird der Bedeutung und der Leistung des 
öffentlichen Dienstes nicht gerecht. Außerdem werden dann die Proble-
me bei der Gewinnung und Bindung von Personal weiter verschärft. Die 
Beschäftigten haben angemessene Verbesserungen verdient! 

● Eine überlange Laufzeit darf es nicht geben! Die Arbeitgeber wollen 
die aktuellen negativen Wirtschaftsdaten ausnutzen und für Jahre 
spürbare Einkommenszuwächse verhindern. Die Beschäftigten dürfen 
nicht erneut von der Einkommensentwicklung abgekoppelt werden, wenn 
es in der Wirtschaft wieder aufwärts geht. 

● Eine Selektion darf es nicht geben! Nur den nach Ansicht der Arbeit-
geber wenigen Beschäftigten einen Bonus zukommen zu lassen, die 
besonderen Belastungen ausgesetzt sind, wird der Gemeinschafts-
leistung des öffentlichen Dienstes nicht gerecht. Alle Beschäftigten 
haben sich als verantwortungsbewusst, flexibel und unverzichtbar 
erwiesen. 

● Rückgruppierungen darf es nicht geben! Die von den Arbeitgebern 
angestrebte Neudefinition des „Arbeitsvorganges“, der für die 
Feststellung der Eingruppierung maßgeblich ist, würde nicht nur viele 
Höhergruppierungen verhindern, sondern auch bestehende Ein-
gruppierungen gefährden. Die Beschäftigten brauchen Rechtssicherheit 
und Perspektiven für ihre Eingruppierung. 

● Eine Blockade von Gerechtigkeit und Attraktivität darf es nicht 
geben! Es ist nicht nachvollziehbar, dass die Arbeitgeber jegliche Ver-
besserungen der Arbeitsbedingungen ablehnen oder bestenfalls von 
einer Gegenfinanzierung durch die Beschäftigten abhängig machen. Die 
Beschäftigten brauchen auch bei Arbeitszeit und Zusatzleistungen 
zeitgemäße und attraktive Bedingungen. 

Einem Ergebnis wird auch eine wichtige Signalwirkung für die 

Einkommensrunde der Länder im Jahr 2020 zukommen. Es geht um viel! 
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